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Schwerpunkt Pakistan

Immerhin bezog Imran Khan bis 
November 2018 als Premiermi-
nister zweimal Stellung, wenn-

gleich er sich rasch wieder abduckte. 
Seine größte Bedrohung ist die TLP 
(Tehreek-e-Labbaik Pakistan), die 
eine kompromisslose Umsetzung der 
strengen Blasphemiegesetze in Paki-
stan propagiert. Aus dieser Haltung 
bezieht die Partei ihre Macht. Zwar 
gewann die TLP im Juli 2018 kei-
nen Sitz in der pakistanischen Na-
tionalversammlung, übt aber eine  
enorme Macht auf der Straße aus  
(siehe Heft 4-2018).

Große Entscheidung,  
großer Schritt zurück

Die TLP hatte 2016 durch ihre Pro-
teste gegen die Hinrichtung von 
Mumtaz Qadri erstmals Bedeutung 
erlangt. Der Mann, der 2011 den 
Gouverneur des Punjab, Salmaan 
Taseer, ermordet hatte. Taseer hat-
te die Christin Asia Bibi unterstützt, 
die wegen Blasphemie in der Todes-
zelle saß. Ende Oktober 2018 hat-
te der Oberste Gerichtshof Pakistans 
(125402296 Supreme Court) in einer 
monumentalen Entscheidung die 
Todesstrafe für Asia Bibi aufgehoben 
und sie vom Vorwurf der Blasphemie 

freigesprochen.1 Laut 125402297 
Supreme Court basierte die Verur-
teilung durch vorhergehende Ge-
richte auf einem „richtiggehenden 
Gebräu“ (concoction incarnate) an 
unbewiesenen Behauptungen. Da-
raufhin bedrohte die TLP alle Teile 
der Regierung. Sie drängte Armee-
offiziere, sich gegen den Chef des 
Generalstabs Qamar Bajwa zu erhe-
ben. Die TLP erklärte die Richter 
des 125402299 Supreme Courts für 
vogelfrei (wajib-ul-qatl – würdig, ge-
tötet zu werden). Sie denunzierte den 
Premierminister, Imram Khan, be-
gleitet durch Proteste auf der Stra-
ße, brennende Reifen, verbeulte Au-
tos und zerstörtes Eigentum.

In der Nacht der Unruhen hielt Pre-
mierminister Khan eine landesweit 
im Fernsehen übertragene Rede. Er 
verteidigte das Urteil aus islamischer 
Sicht und als konform mit der Ver-
fassung. Angesichts der Gegenreak-
tion eine bemerkenswerte Stellung-
nahme. Khan führte aus, dass die 
Demonstranten Maßnahmen ergrif-
fen hätten, die den Interessen Paki-
stans zuwiderliefen und den Lebens-
grundlagen der Menschen schaden 
würden. Seine Hauptaufgabe sei es 
aber, das Leben der Pakistani zu ver-

bessern. Seine Regierung werde ge-
gen die Demonstranten vorgehen, 
wenn sie den Frieden weiter störten. 
Gleichzeitig zitierte er eine Klausel in 
der Verfassung, dass kein islamfeind-
liches Gesetz eingeführt werden soll, 
und dass das Strafgesetzbuch Blas-
phemie mit dem Tode bestrafe. Da 
Pakistans Bevölkerung diese Gesetze 
verinnerlicht hat, war es die richtige 
Rede, obwohl sie für einen Außen-
stehenden vielleicht übermäßig reli-
giös klang. 

Danach reiste Khan zu einer Kon-
ferenz in China, um über Investi-
tionen und Kredite zu verhandeln, 
um Pakistan aus seiner Wirtschafts-
krise zu befreien. Da Khan gleich-
zeitig Innenminister ist, lag die Be-
wahrung der öffentlichen Ordnung 
in den Händen von weniger promi-
nenten Ministern. Rasch distanzierte 
sich die Armee vom Urteil, wie schon 
2017. Damals hatte die TLP wochen-
lang gegen eine geringfügige Ände-
rung des Eides im Parlament protes-
tiert. Die TLP sah die islamische 
Kernüberzeugung berührt, dass der 
Prophet Mohammed der letzte Pro-
phet ist. Damals wurde der Armee 
unterstellt, ihre Weigerung, gegen 
den TLP-Protest vorzugehen, richte 
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sich eigentlich gegen die damals re-
gierende Muslimliga Pakistan Mus-
lim League-Nawaz (PML-N). Diese 
hatte versucht, gegen die Armee die 
zivile Vorherrschaft in der Machtaus-
übung durchzusetzen. Im November 
2018 wusch die Armee ihre Hände in 
Unschuld und hielt sich raus, wäh-
rend sie gegen Proteste von Bloggern, 
Paschtunen oder Journalist(inne)n 
ungleich härter durchgegriffen hätte.

Angesichts der heftigen Demons-
trationen unterzeichnete die Regie-
rung innerhalb von zwei Tagen einen 
Vertrag mit den Protestierenden und 
gab der zentralen Forderung nach, 
dass Asia Bibi das Land nicht verlas-
sen dürfe.2 Die liberalen Kräfte, die 
sich hinter Khan versammelt hatten, 
wandten sich ab. Die Regierungs-
kräfte begannen zwar nach dem 
Ende der Demonstrationen, Sach-
beschädigungen und Gewalt zu re-
gistrieren und Ermittlungen einzu-
leiten. Es blieb aber in Erinnerung, 
dass dem Ende des gewaltsamen Pro-
tests die Beschwichtigung vorausge-
gangen war – ein schlechter Präze-
denzfall.

Appeasement in Zyklen

In einem mutigen Schritt ernann-
te Khan zu Beginn seiner Amtszeit 
den Princeton-Professor Atif Mian 
zum Mitglied seines Wirtschaftsbei-
rats. Atif Mian ist Angehöriger der 
Ahmadiyya, einer religiösen Min-
derheit, die von der Verfassung als 
nicht-muslimisch eingestuft und 
verfolgt wird. Die TLP und ande-
re Islamisten begannen eine Hetz-
kampagne gegen Mian. Khan bat 
daraufhin den Professor um seinen 
Rücktritt. Aus Protest verließen da-
raufhin auch Asim Ijaz Khwaja und 
Imran Rasul den Wirtschaftsrat. Auf 
der ganzen Welt waren Ökonomen 
entsetzt über dieses Vorgehen. Die 
gleichen Ökonomen, die ihre Regie-
rungen beraten, wie sie mit Ländern 
wie Pakistan umgehen sollen. Das 
ursprünglich funkelnde Image des 
Wirtschaftsrates war dahin. Es war 

nicht die einzige Achterbahnfahrt 
für Liberale. Imran Khan wurde als 
„Mr. U-Turn“ verspottet.3 

Khans Vorgehen und anschließende 
Beschwichtigung ähneln einem Mu-
ster, das auch in anderen Zusammen-
hängen zutage trat. Die Anhänger/-
innen Khans behaupten, dass seine 
Regierung keine andere Wahl hat-
te, als zu beschwichtigen. Sie erin-
nern an das Blutvergießen nach dem 
Überfall des ehemaligen Präsidenten 
Pervez Musharraf auf die von Mi-
litanten besuchte Rote Moschee im 
Jahr 2007. Damals starben in der Re-
ligionsschule 50 Madrassa-Schüler/-
innen bei einem Angriff der Sicher-
heitskräfte. Die Gegenreaktion auf 
den Angriff bestand im Aufstand der 
pakistanischen Taliban. 

Polizei und Streitkräfte in Pakistan 
können mit der Ideologie des TLP 
gut leben. Laut einer Umfrage des 
Forschungsinstituts PEW Research 
Center in Washington aus dem Jahr 
2011 sagten 75 Prozent der Pakista-
ni, dass Pakistans Blasphemiegesetze 
notwendig sind, um den Islam in Pa-
kistan zu schützen. Der gleiche Pro-
zentsatz glaubt, unabhängig vom Bil-
dungsniveau der Befragten, dass der 
Abfall vom Glauben mit dem Tod 
bestraft werden sollte.

In einem solchen Umfeld, das seit 
Jahrzehnten den Staat geformt hat, 
hat es jede Regierung schwer, herge-
brachte Reaktionsmuster zu verlas-
sen. Die Regierung fürchtet das Cha-
os auf den Straßen und die Macht der 
Mullahs. Sie meint, beschwichtigen 
zu müssen, um die politische Unter-
stützung der Bevölkerung nicht zu 
verlieren. Pakistans Politik zahlt 
dafür einen hohen Preis: wenig wi-
derstreitende Mainstream-Parteien, 
fundamental-islamistische Parteien 
und ein allmächtiges Militär. Die 
jeweilige Opposition passt sich an. 

Imran Khan ist kein Hardliner, aber 
auch keiner, der für Wandel steht. 
Bislang hatte er nicht den Mut, 

standhaft zu bleiben, um sich ge-
gen die Hardliner zu behaupten. Er 
müsste diese Fähigkeit allerdings 
entwickeln, damit Pakistan die 
Chance erhält, aus dem Muster des 
islamistischen Eingriffs in Entschei-
dungen der Regierung ausbrechen zu 
können. Dennoch ist der Ausgang 
der Proteste im Jahr 2018 anders als 
2016 oder 2017. Damals kapitulierte 
der Staat schlicht vor der TLP. Khans 
Verteidigung des Bibi-Urteils setzte 
einen anderen Akzent, und einige 
seiner Minister haben die Verteidi-
gung des Urteils unterstützt. Es muss 
sich allerdings zeigen, wie weit sei-
ne Option reicht, und wie lange sie 
fortdauern kann.
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Endnoten
1 Eine Entscheidung, die der Supreme Court 

im Januar 2019 bestätigte; Anm. der Redak-

tion.
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der Redaktion.
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